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Sämtliche Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten geschlechtsneutral und schließen alle 
Geschlechter mit ein, soweit nicht ausdrücklich eine geschlechtsspezifische Differenzierung erfolgt. 
 
§ 1 NAME, SITZ, UND ZWECK DES VERBANDES 
(1) Der Österreichische Minigolf Sport Verband (ÖMGV) ist der nationale Sportfachverband für den Bahnen-

golf-/Minigolfsport und gleichartiger Sportarten. Er ist Mitglied der World Minigolf Sport Federation 
(WMF), dem internationalen Dachverband für den Bahnengolf-/Minigolfsport. 

(2) Der ÖMGV hat seinen Sitz in Graz.  
(3) Der ÖMGV gliedert sich in die Bahnengolf-/Minigolf-Landesverbände der Bundesländer. 
(4) Der Verband verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne der §§ 34 ff BAO, 

insbesondere die Verbreitung, Förderung und Pflege des Minigolfsports. 
(5) Der ÖMGV bekennt sich zur Republik Österreich und zur österreichischen Nation, deren Grund-sätze und 

Werte er im internationalen Sport vertritt. 
 
§ 2 AUFGABEN UND MITTEL DES VERBANDES 
(1) Im Rahmen seiner ideellen Tätigkeiten erfüllt der Verband insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Vertretung des Minigolfsports im In- und Ausland, sowie der Verkehr mit nationalen und internationa-
len Sportorganisationen; 

2.  Durchführung von und Teilnahme an Meisterschaften, nationalen und internationalen Wettkämpfen 
und sportlichen Veranstaltungen sonstiger Art; 

3.  Schaffung, Herausgabe und Kontrolle der für den gesamten Minigolfsport in Österreich vorgesehenen 
Bestimmungen; 

4.  Förderung der Gemeinschaftsarbeit innerhalb des ÖMGV im Zusammenwirken mit den Landesverbän-
den, Vereinen und Organen des Verbandes;  

5.  Herausgabe eigener Mitteilungen und Nachrichten in analogen und digitalen Medien, sowie der Be-
trieb eigener Nachrichtenplattformen; 

6.  Interessenvertretung des Minigolfsports in übergeordneten Einrichtungen und vor den Behörden; 
7.  Gutachtliche Stellungnahme in Angelegenheiten des Minigolfsports und die Mitarbeit in allen einschlä-

gigen Gremien des nationalen und internationalen Sports; 
8.  Förderung der Gründung und die Werbung von Vereinen im Zusammenwirken mit den Landesverbän-

den des ÖMGV und das fachliche Aus- und Fortbildungswesen innerhalb des Verbandsbereiches; 
9.  Errichtung und Betrieb von Sportanlagen; 
10. Umsetzung der Anti-Doping-Bestimmungen der World Minigolf Sport Federation und der Anti-Doping-

Bestimmungen des Anti-Doping Bundesgesetzes 2021 (ADBG 2021) im Bereich des ÖMGV; 
11. Beteiligung an Unternehmen, wenn dies der Zweckerfüllung dient und keine rein gewinnorientierte 

Beteiligung ist. 
(2) Die zur Erfüllung der Aufgaben und Zwecke des Verbandes erforderlichen Mittel werden aufgebracht durch: 

1.  Subventionen, Sportförderungsbeiträge aller Art, Leistungen von Sponsoren, Zuwendungen aus öf-
fentlichen Mitteln sowie aus Spenden und Förderungsbeiträgen sonstiger Art; 

2.  Erträge aus sportlichen Veranstaltungen; 
3.  Beiträge, Abgaben, Gebühren, Nenngelder und sonstige finanzielle Leistungen der Mitglieder; 
4. Bausteinaktionen; 
5. Flohmärkte und Basare; 
6. Warenabgabe (Buffet für Getränke und Speisen, Verkauf von Sport- und Merchandising-Artikeln); 
7. Werbung jeglicher Art (einschl. Bandenwerbung); 
8. Vermietung oder sonstige Überlassung von Sportanlagen oder Teilen davon; 
9. Erteilung von Unterricht; Abhaltung von Kursen; 
10. Zinserträge und Wertpapiere; 
11. Verpachtung einer Gastronomieeinrichtung (Kantine, Buffet, Restaurant etc.) 
12. Erbschaften, Vermächtnisse und Schenkungen; 
13. Erträge aus Beteiligungen. 

 
§ 3 MITGLIEDER 
(1) Der ÖMGV hat: 

1. ordentliche Mitglieder 
2. Verbandsangehörige 
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3. Ehrenpräsidenten 
4. Ehrenmitglieder 

(2) Ordentliche Mitglieder sind die Landesverbände des ÖMGV. Die Aufnahme wird durch die Bestimmungen 
des § 4 geregelt. Die Landesverbände setzen sich aus den minigolfbetreibenden und spartenähnlichen (z.B. 
Pit-Pat) Vereinen zusammen. 

(3) Verbandsangehörige sind die Mitglieder der Verbandsorgane und die Vorstandsmitglieder der Landesver-
bände, sowie die beim Verband gemeldeten Spiellizenzinhaber der Vereine. 

(4) Ehrenpräsidenten und Ehrenmitglieder sind Personen, die sich in besonderer Weise um den Minigolfsport 
verdient gemacht haben.  

(5) Zu Ehrenpräsidenten können auf Antrag des Bundesvorstandes vom Verbandstag des ÖMGV nur solche 
Personen gewählt werden, die mindestens drei Funktionsperioden hindurch die Funktion des ÖMGV-
Präsidenten ausgeübt oder im Zeitraum von mindestens acht Jahren den ÖMGV in internationalen Einrich-
tungen des Minigolfsports in einer Funktion vertreten haben. 

(6) Zu Ehrenmitgliedern können in der gleichen Weise Personen gewählt werden, die mindestens 10 Jahre als 
Bundesvorstandsmitglied des ÖMGV oder als Präsidenten von Landesverbänden tätig waren, oder wegen 
besonderer Verdienste um den Minigolfsport hierzu vorgeschlagen werden. Das Antragsrecht steht nur 
dem Bundesvorstand zu. 

(7) Bei einem Verbandstag können jeweils nur eine Ehrenpräsidentschaft und bis zu drei Ehrenmitgliedschaften 
verliehen werden. 

(8) Ehrungen sonstiger Art sind in der Ehrenordnung des ÖMGV verzeichnet, die auf Antrag des Bundesvor-
standes vom Verbandstag beschlossen wird. 

 
§ 4 AUFNAHME VON MITGLIEDERN 
(1) Ordentliche Mitglieder des ÖMGV werden durch Beschluss des Bundesvorstandes auf Antrag nach Eintra-

gung im Zentralen Vereinsregister und nach Vorlage ihrer ordnungsgemäß errichteten und im Einklang mit 
den Grundsätzen der Gemeinnützigkeit stehenden Satzungen, die mit jenen des ÖMGV nicht im Wider-
spruch stehen dürfen, aufgenommen. Ob ein Widerspruch vorliegend ist, entscheidet der Bundesvorstand 
nach sachlicher Prüfung. 

(2) Für die Aufnahme sind weiters erforderlich: 
1.  Liste der Vorstandsmitglieder des Landesverbandes; 
2.  Liste der dem Landesverband angehörigen Vereine sowie deren Mitglieder; 
3.  Erklärung der Landesverbandsleitung, dass sich der Landesverband zu den Satzungen, Grundsätzen 

und Bestimmungen des ÖMGV bekennt; 
4.  Entrichtung aller vorgeschriebenen Gebühren und Abgaben. 

(3) Wird die Aufnahme vom Bundesvorstand abgelehnt, ist dies dem antragstellenden Landesverband mitsamt 
einer Begründung für die Ablehnung schriftlich mitzuteilen. Gegen die Ablehnung der Aufnahme ist inner-
halb eines Monats nach Eingang der schriftlichen Mitteilung das Rechtsmittel der Berufung zulässig. Über 
die Berufung entscheidet der nächste Verbandstag, der spätestens sechs Monate nach Eingang der Beru-
fung einzuberufen ist, endgültig.  

(4) Die Zugehörigkeit eines Landesverbandes zu einem anderen Bahnengolf- oder Minigolf-Bundesverband ist 
mit der Mitgliedschaft im ÖMGV unvereinbar. 

(5) Je Bundesland kann nur ein Landesverband ÖMGV-Mitglied sein. 
 
§ 5 RECHTE UND PFLICHTEN DER MITGLIEDER 
(1) Alle Mitglieder gemäß § 3 haben die Satzungen, sowie die satzungsgemäßen Bestimmungen und Beschlüsse 

des ÖMGV und seiner Organe uneingeschränkt anzuerkennen und die daraus resultierenden Verpflichtun-
gen zu erfüllen. Ebenso verbindlich für alle ÖMGV-Mitglieder sind die Ziele und Grundsätze des Verbandes.  

(2) Landesverbände, die ihren finanziellen und sonstigen Verbandspflichten nicht nachkommen, können vom 
Rechtsausschuss des ÖMGV mit Strafen im Sinne der Rechtsordnung belegt werden.  

(3) Verbindlichkeiten der Mitglieder können durch den ÖMGV auf dem ordentlichen Rechtsweg beigetrieben 
werden. 

(4) Die Landesverbände sind verpflichtet, nach durchgeführter Generalversammlung unverzüglich die Liste des 
neu gewählten Vorstandes dem ÖMGV zu übermitteln. Satzungsänderungen sind unaufgefordert dem 
ÖMGV anzuzeigen.  
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(5) Den ÖMGV-Mitgliedern gemäß § 3 stehen, sofern die Satzungen im Einzelnen nichts anderes vorsehen, die 
sich aus dem Verbandsverhältnis ergebenden Rechte zu. Hierzu gehören insbesondere das Recht 
1.  auf fachliche, rechtliche und wirtschaftliche Interessensvertretung, die im Einzelfalle von den Verband-

sorganen zu prüfen und zu entscheiden ist, 
2.  auf Vertretung aller gemeinsamen Interessen der Landesverbände vor Behörden, Körperschaften und 

Einrichtungen öffentlicher und privater Art, 
3.  auf Teilnahme an Veranstaltungen des ÖMGV, insbesondere an den Meisterschaften, Wettkämpfen, 

Lehrgängen und Schulungen sonstiger Art im Rahmen der vom ÖMGV zu erlassenden Bestimmungen, 
Richtlinien und Ausschreibungen, 

4.  auf Informationen über gemeinsame Bestimmungen, Maßnahmen und Vorgänge, 
5.  sich an Wahlen und Abstimmungen unter Beachtung der hierfür geltenden Satzungs-Bestimmungen 

und Beschlüsse des ÖMGV und seiner Organe bei den Verbandstagen zu beteiligen, 
6.  auf Unterstützung der sportlichen Betätigung durch den Minigolfsport unter entsprechender Anleitung 

durch die Vereine und durch Ausbildung von Übungsleitern, Lehrwarten und Trainern. 
 
§ 6 PFLICHTEN AUS DEN GESETZLICHEN ANTI-DOPING-BESTIMMUNGEN 
(1) Für den ÖMGV, die Landesverbände sowie deren Vereine samt Mitgliedern, Sportlern, Betreuungspersonen 

sowie sonstigen vom ADBG 2021 erfassten Personen gelten die Anti-Doping-Bestimmungen der World Mi-
nigolfsport Federation und die Anti-Doping-Bestimmungen des Anti-Doping Bundesgesetzes 2021 (ADBG 
2021). Insbesondere sind folgende Bestimmungen für das Handeln der Organe, Funktionäre, Betreuungs-
personen, Mitarbeiter sowie der sonstigen im ADBG 2021 genannten Personen des ÖMGV sowie dem 
ÖMGV nachstehenden Mitglieder verbindlich: 
1.  Es dürfen in den beiden höchsten Kadern und Nachwuchskadern nur jene Sportler aufgenommen wer-

den, die nachweislich eine schriftliche Bestätigung gemäß § 25 ADBG 2021 abgegeben haben. 
2.  Es dürfen nur gemäß § 24 Abs. 4 ADBG 2021 zulässige Personen zur Betreuung der Sportler herange-

zogen werden, die eine entsprechende Verpflichtungserklärung gemäß § 25 ADBG 2021 abgegeben 
haben. 

3.  Über die Verhängung von Sicherungs- und Disziplinarmaßnahmen auf Grund des Verdachts von Ver-
stößen gegen Anti-Doping Regelungen sowie über das Vorliegen von Verstößen gegen Anti-Doping-
Regelungen, die zu einem Verbot der Teilnahme an Wettkämpfen führen können, entscheidet die ge-
mäß § 7 ADBG 2021 eingerichtete unabhängige Österreichische Anti-Doping Rechtskommission 
(ÖADR) unter Zugrundelegung der geltenden Anti-Doping-Regelungen des zuständigen internationa-
len Sportfachverbandes im Sinne des § 20 ADBG 2021.  

4.  Die Entscheidungen der ÖADR können bei der unabhängigen Schiedskommission (USK, § 8 ADBG 2021) 
angefochten werden, wobei die Bestimmungen gemäß § 23 ADBG 2021 zur Anwendung kommen. 

5.  Sportler, Betreuungspersonen sowie sonstige vom ADBG 2021 erfasste Personen haben den Aufforde-
rungen der ÖADR sowie der USK Folge zu leisten und am Verfahren ordnungsgemäß mitzuwirken. Im 
Fall der unbegründeten Nichtbefolgung einer Aufforderung oder einer verweigerten Mitwirkung am 
Verfahren verhängt der ÖMGV im Sinne des § 24 Abs. 2 Z. 8 ADBG 2021 angemessene Sanktionen. 

6.  In den Wettkampfbedingungen bei Wettkämpfen (Durchführungsbestimmungen, Ausschreibungen 
usw.), die vom ÖMGV, im Auftrag des ÖMGV oder unter der Patronanz des ÖMGV veranstaltet werden, 
ist die Geltung des Anti-Doping Bundesgesetzes in der jeweils gültigen Fassung sowie der oben ange-
führten Anti-Doping-Bestimmungen aufzunehmen. 

7.  Für die Landesverbände, deren Mitgliedsverbände und alle Vereinsmitglieder (Sportler, Betreuungs-
personen sowie sonstige Personen im Sinne des ADBG 2021, die dem Verband zuzurechnen sind) ha-
ben die obigen Bestimmungen sinngemäß zu gelten. 

8.  Der ÖMGV sowie die ihm nachgeordneten Mitglieder samt den Sportlern, Betreuungspersonen sowie 
sonstigen Personen sind verpflichtet, sämtliche Informationen, die einen Verdacht auf einen Verstoß 
gegen Anti-Doping Regelungen darstellen, an die Unabhängige Dopingkontrolleinrichtung oder andere 
Anti-Doping Organisationen zu melden. 

9.  Die Organe, Mitarbeiter, sonstige Personen im Sinne des ADBG 2021, die dem Verband zuzurechnen 
sind, Anti-Doping Beauftragte und sonstige Funktionäre des ÖMGV oder ihm nachgeordneter Organi-
sationen sind zur Verschwiegenheit über ihre Tätigkeit im Sinne des Anti-Doping Bundesgesetzes 2021 
verpflichtet, sofern gesetzlich nichts anderes vorgesehen ist.  
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Die Verschwiegenheitspflicht gilt nicht gegenüber dem im Anlassfall zur Verhängung von Sicherungs- 
und Disziplinarmaßnahmen zuständigen Organ, der USK, den Gerichten und Verwaltungsbehörden, 
der Unabhängigen Dopingkontrolleinrichtung sowie den Anti-Doping Organisationen, die gemäß den 
geltenden Anti-Doping Bestimmungen des zuständigen internationalen Sportfachverbandes zuständig 
sind. 

 
§ 7 BEENDIGUNG DER MITGLIEDSCHAFT 
(1) Die Mitgliedschaft erlischt durch 

1. Auflösung, 
2. Austritt, 
3. Ausschluss. 

(2) Die beabsichtigte freiwillige Auflösung eines Landesverbandes ist dem ÖMGV durch Einladung zur Auflö-
sungs-Generalversammlung mitzuteilen, um dem ÖMGV die Möglichkeit zur Klarstellung der Rechtsverhält-
nisse und zur Sicherung allfälliger Ansprüche zu geben. Der Vollzug der Auflösung ist dem ÖMGV durch die 
zuletzt im Amt befindliche Verbandsleitung schriftlich bekannt zu geben. 

(3) Der Austritt aus dem ÖMGV kann jederzeit durch entsprechende schriftliche Erklärung erfolgen. Durch den 
Austritt erlöschen die für das laufende Kalenderjahr gegenüber dem ÖMGV zu leistenden Zahlungsver-
pflichtungen nicht.  

(4) Der Ausschluss von Mitgliedern kann erfolgen: 
1. bei schweren Verstößen gegen die Satzungen des ÖMGV, 
2. bei Verstößen gegen die Anti-Doping-Bestimmungen, 
3. bei schweren Schädigungen des Ansehens des ÖMGV, 
4. bei fortgesetzter Missachtung von Anordnungen, Weisungen, Beschlüssen und Richtlinien des ÖMGV 

und seiner Organe. 
(5) Der Ausschluss kann nur auf Antrag des Rechtsausschusses durch Beschluss des Bundesvorstandes mit ei-

ner Mehrheit von 2/3 der anwesenden Stimmberechtigten erfolgen. Der Ausschluss ist dem betroffenen 
Mitglied unter Angabe der Gründe und mit Bekanntgabe der zustehenden Rechtsmittel schriftlich mitzutei-
len. 

(6) Gegen den Ausschluss ist innerhalb eines Monats nach Eingang der schriftlichen Mitteilung das Rechtsmittel 
der Berufung zulässig. Über die Berufung entscheidet der nächstfolgende Verbandstag, der spätestens 
sechs Monate nach Eingang der Berufung einzuberufen ist, mit einer Mehrheit von 2/3 der anwesenden 
Stimmberechtigten. Während des laufenden Berufungsverfahrens ruhen die mit der Mitgliedschaft verbun-
denen Rechte, sofern dies zur Wahrung der Verbandsinteressen erforderlich ist. Die Verpflichtungen des 
Mitglieds bleiben davon unberührt. 

(7) Dem ausscheidenden Mitglied zur Verfügung gestellte Vermögenswerte des ÖMGV sind diesem mit Been-
digung der Mitgliedschaft zurückzugeben. 

 
§ 8 ORGANE DES VERBANDES 
(1) Organe des Verbandes sind: 

1.  Verbandstag 
2. Bundesvorstand 
3. Technische Kommission 
4. Rechtsausschuss 
5. Ehrenrat 
6. Kontrollausschuss 

 
§ 9 VERBANDSTAG 
(1) Der ordentliche Verbandstag des ÖMGV findet alle drei Jahre statt. 
(2) Ein außerordentlicher Verbandstag kann jederzeit durch Beschluss des Bundesvorstandes einberufen wer-

den, soweit dies die Führung der Verbandsgeschäfte erfordert. Er ist durch den Bundesvorstand einzube-
rufen, wenn mindestens ein Zehntel der Stimmberechtigten (Stichtag zur Erfüllung des Quorums ist der Tag 
des Eingangs des Antrages beim ÖMGV), der Kontrollausschuss, oder der Rechtsausschuss dies schriftlich 
und unter Angabe der Gründe fordern. Der Termin ist spätestens acht Wochen nach Eingang des Antrages 
anzusetzen. 
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(3) Die Einladung zum ordentlichen Verbandstag muss mindestens drei Monate, zu jedem außerordentlichen 
Verbandstag mindestens sechs Wochen vor dem festgesetzten Termin schriftlich erfolgen. Die schriftliche 
Einladung kann auch in elektronischer Form, insbesondere per E-Mail, erfolgen. Die Einladung hat den Ort, 
die Zeit und die vorläufige Tagesordnung zu beinhalten, ferner die Bestimmungen zum Antragsrecht und 
zur Stimmberechtigung (Anzahl der stimmberechtigten Delegierten). 

(4) Mit der Einberufung des ordentlichen Verbandstages hat der Bundesvorstand außerdem das Wahlkomitee 
einzuberufen. Das Wahlkomitee ist in seiner Tätigkeit an die Bestimmungen der Wahlordnung (§ 11) ge-
bunden. 

(5) Anträge an den Verbandstag sind spätestens vier Wochen vor dem festgesetzten Termin schriftlich bei der 
Geschäftsstelle des ÖMGV einzubringen. Dies kann auch in elektronischer Form, insbesondere per E-Mail, 
erfolgen. Antragsberechtigt sind: 
1. die ordentlichen Mitglieder, 
2. der Bundesvorstand, 
3. die Technische Kommission, 
4. der Rechtsausschuss, 
5. der Kontrollausschuss. 

 Eingehende Anträge sind unverzüglich durch die Geschäftsstelle des ÖMGV allen ordentlichen Mitgliedern 
sowie den weiteren stimmberechtigten Angehörigen des Verbandstages zur Kenntnis zu bringen. Nach Ab-
lauf der Antragsfrist ist die endgültige Tagesordnung mit allen fristgemäß gestellten Anträgen zu erstellen 
und spätestens zwei Wochen vor dem festgesetzten Termin zu versenden. 

(6) Verspätet gestellte Anträge können nur dann als Dringlichkeitsanträge vom Verbandstag behandelt wer-
den, wenn die Dringlichkeit mit einer Mehrheit von 3/4 der anwesenden Stimmberechtigten festgestellt 
wird. 

(7) Berichte an den Verbandstag sind nach Möglichkeit schriftlich vorzulegen. Der Finanzbericht muss immer 
schriftlich erfolgen. Die schriftlichen Berichte sind mindestens zwei Wochen vor dem Verbandstag der Ge-
schäftsstelle des ÖMGV zu übersenden und allen ordentlichen Mitgliedern sowie den weiteren stimmbe-
rechtigten Angehörigen des Verbandstages zur Kenntnis zu bringen. 

(8) Jeder ordnungsgemäß einberufene Verbandstag ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen Mit-
glieder bzw. Delegierten beschlussfähig. 

(9) Die Stimmberechtigung setzt sich wie folgt zusammen: 
1. eine Grundstimme je Landesverband, ausgeübt durch den Präsidenten oder dessen Stellvertreter, 
2. Zusatzstimmen der Landesverbände, ausgeübt durch die entsprechende Anzahl von Delegierten, und 

zwar 
 1 Zusatzstimme bei 11-45 Spiellizenzen 
 2 Zusatzstimmen bei 46-160 Spiellizenzen 
 3 Zusatzstimmen bei 161-280 Spiellizenzen 
 4 Zusatzstimmen bei 281 oder mehr Spiellizenzen, 
 wobei als Stichtag für die Anzahl der Spiellizenzen der Tag des Einberufungsschreibens zum Verbands-

tag gilt, 
3. je eine Stimme für Mitglieder des Bundesvorstandes, und zwar 
 - Präsident 
 - Vizepräsident 
 - Schriftführer (oder Stellvertreter) 
 - Finanzreferent (oder Stellvertreter) 
 - Sportdirektor 
 - Referent für Jugend und Breitensport 
4. je eine Stimme für die Mitglieder des Kontrollausschusses. 

(10) Die nicht stimmberechtigten Mitglieder des Bundesvorstandes, die Mitglieder des Rechtsausschusses, so-
wie die Ehrenpräsidenten und Ehrenmitglieder haben das Recht, an jedem Verbandstag beratend teilzu-
nehmen. 

(11) Auf Beschluss des Bundesvorstandes können zum Verbandstag Gäste eingeladen werden, ggf. auch nur zu 
einzelnen Punkten der Tagesordnung. 

(12) Der Verbandstag fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit, soweit in den Satzungen nicht 
etwas anderes bestimmt ist. Anträge auf Änderung dieser Satzung bedürfen einer Mehrheit von 2/3 der 
anwesenden Stimmberechtigten. 
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 (13) Über jeden Verbandstag ist durch den Schriftführer ein Ergebnisprotokoll zu fertigen, das vom Präsidenten 
zu unterzeichnen ist. Das Protokoll ist innerhalb von zwei Monaten nach dem Verbandstag allen ordentli-
chen Mitgliedern, den Mitgliedern des Kontrollausschusses, dem Vorsitzenden des Rechtsausschusses, so-
wie den Mitgliedern des Bundesvorstandes zu übersenden. Einsprüche gegen die Richtigkeit des Protokolls 
sind innerhalb von vier Wochen nach Versand an die Geschäftsstelle des ÖMGV zu richten. 

(14) Außerordentliche Verbandstage können auch als Online-Videokonferenzen abgehalten werden. Der or-
dentliche Verbandstag ist stets als Präsenzveranstaltung durchzuführen, soweit dem nicht außergewöhnli-
che und nicht beeinflussbare Umstände (z.B. gesetzliche Vorschriften oder behördliche Anordnungen usw.) 
entgegenstehen. 

 
§ 10 TAGESORDNUNG DES ORDENTLICHEN VERBANDSTAGES 
(1) Die Tagesordnung des ordentlichen Verbandstages umfasst mindestens folgende Punkte: 

1. Feststellung der Stimmberechtigung (einschl. namentliche Erfassung der Delegierten) 
2. Festlegung der endgültigen Tagesordnung 
3. Verabschiedung des Protokolls des zuletzt abgehaltenen Verbandstages 
4. Rechenschaftsberichte der Verbandsorgane 
5. Bericht des Kontrollausschusses 
6. Entlastung des Bundesvorstandes 
7. Wahl des Bundesvorstandes aufgrund des vom Wahlkomitee erstellten Vorschlages 
8. Wahl von Mitgliedern der Technischen Kommission 
9. Wahl der Mitglieder des Rechtsausschusses 
10. Wahl der Mitglieder des Kontrollausschusses 
11. Wahl von Ehrenpräsidenten und Ehrenmitgliedern 
12. Beratung und Beschlussfassung satzungsgemäß eingebrachter Anträge (Dringlichkeitsanträge gemäß 

§ 9 Abs 6, sofern der Verbandstag deren Zulassung beschließt) 
13. Beratung und Beschlussfassung satzungsgemäß vorliegender Berufungen 

(2) Die Tagesordnung kann im Bedarfsfall um weitere Punkte ergänzt werden. 
(3) Die Tagesordnung der außerordentlichen Verbandstage umfasst die Punkte, zu deren Behandlung die Ein-

berufung erfolgt ist, sowie alle weiteren erforderlichen Punkte gemäß Absatz 1. 
 
§ 11 WAHLORDNUNG 
(1) Das aktive und passive Wahlrecht wird mit dem vollendeten 18. Lebensjahr erreicht. 
(2) Das Wahlkomitee besteht aus je einem Vertreter der dem ÖMGV angehörenden Landesverbände. Dem 

Wahlkomitee gehört weiters ein Vertreter des Bundesvorstandes in beratender Funktion an. 
(3) Die erste Sitzung des Wahlkomitees wird durch den Präsidenten des ÖMGV einberufen. Die Einberufung 

weiterer Sitzungen erfolgt durch den Vorsitzenden des Wahlkomitees, der bei der ersten Sitzung aus der 
Mitte der Mitglieder des Wahlkomitees gewählt wird. Die letzte Sitzung des Wahlkomitees hat spätestens 
einen Tag vor dem ordentlichen Verbandstag stattzufinden. 

(4) Das Wahlkomitee hat seine Beratungen so zeitgerecht abzuschließen, dass der komplette, endgültige Wahl-
vorschlag allen Stimmberechtigten des Verbandstages in schriftlicher Form vorliegt. Das Wahlkomitee ist 
berechtigt, dem Verbandstag auch mehrere Wahlvorschläge vorzulegen. In diesem Fall hat es auch die Rei-
henfolge der Abstimmung festzulegen. 

(5) Der Wahlakt wird zur Gänze durch den Vorsitzenden des Wahlkomitees geleitet. 
(6) Mitglieder des Bundesvorstandes und des Kontrollausschusses, deren Amtszeit mit erfolgter Entlastung 

bzw. Beginn des Wahlaktes abgelaufen ist, oder die in anderer Weise aus dem Amt ausgeschieden sind, 
sind bei der Neuwahl des Bundesvorstandes und des Kontrollausschusses nicht stimmberechtigt. 

(7) Die Abstimmungen sind grundsätzlich offen durchzuführen, ausgenommen die Wahl des Präsidenten, die 
stets in geheimer Abstimmung erfolgt. Eine geheime Abstimmung ist außerdem vorzunehmen, wenn min-
destens ein Landesverband dies fordert. 

(8) Die Wahl der Mitglieder des Bundesvorstandes kann, mit Ausnahme der Wahl des Präsidenten, auch in 
einem Wahlgang en bloc erfolgen; es sei denn, mindestens ein Landesverband widerspricht der en bloc 
Abstimmung. 

(9) Für eine gültige Wahl ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. Bei Vorliegen mehrerer 
Wahlvorschläge hat bei Stimmengleichheit eine Stichwahl zwischen den zwei Kandidaten mit der höchsten 
Stimmenanzahl stattzufinden. 
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(10) Erhält der vorgeschlagene Kandidat für das Amt des Präsidenten nicht die vorgeschriebene Mehrheit, oder 
nimmt der Gewählte die Wahl nicht an, so ist der Bundesvorstand verpflichtet, einen außerordentlichen 
Verbandstag zur Wahl des Präsidenten einzuberufen, der spätestens drei Monate nach dem ordentlichen 
Verbandstag stattzufinden hat. Bis zur Neuwahl führt der amtierende Präsident die Geschäfte kommissa-
risch weiter. Scheitert auch die Wahl am außerordentlichen Verbandstag, entscheidet der Verbandstag 
über das weitere Vorgehen. 

 
§ 12 BUNDESVORSTAND 
(1) Der Bundesvorstand ist nach dem Verbandstag das höchste Organ des Verbandes. Er ist für die gesamten 

Verbandsangelegenheiten zwischen den Verbandstagen zuständig und bedient sich zu deren Durchführung 
der in den Satzungen erwähnten Verbandsorgane. 

(2) Die Tätigkeit des Bundesvorstandes ergibt sich aus dem Zweck des Verbandes und den Beschlüssen des 
Verbandstages. Er überwacht die Einhaltung der vom Verbandstag gefassten Beschlüsse und deren Durch-
führung. Darüber hinaus entscheidet er in allen Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung, sofern 
dies nicht in die Zuständigkeit des Verbandstages oder eines anderen Verbandsorgans fällt. 

(3) Dem Bundesvorstand gehören an: 
- Präsident 
- Vizepräsident 
- Schriftführer 
- Schriftführer Stellvertreter 
- Finanzreferent 
- Finanzreferent Stellvertreter 
- Sportdirektor 
- Referent für Jugend und Breitensport 

(4) Die Mitglieder des Bundesvorstandes haben bei den Sitzungen des Bundesvorstandes jeweils eine Stimme; 
Schriftführer Stellvertreter und Finanzreferent Stellvertreter jedoch nur dann, wenn sie den jeweiligen 
Funktionsträger vertreten. 

(5) Der Bundesvorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, aus der sich die Aufgaben und Zuständigkeiten der 
Mitglieder des Bundesvorstandes ergeben. 

(6) Die Mitglieder des Bundesvorstandes sind verpflichtet, ihre Funktion entsprechend den Satzungen und 
Bestimmungen des ÖMGV sowie der Geschäftsordnung auszuüben und die Interessen des ÖMGV in vollem 
Umfang zu vertreten. Mitglieder des Bundesvorstandes, die ihren Verpflichtungen fortgesetzt und trotz 
schriftlicher Verwarnung nicht nachkommen, können durch Beschluss des Bundesvorstandes mit einer 
Mehrheit von 2/3 der stimmberechtigten Vorstandsmitglieder aus dem Bundesvorstand ausgeschlossen 
werden. Vor der Beschlussfassung ist dem betroffenen Vorstandsmitglied die Möglichkeit zur Stellung-
nahme zu geben. Der Ausschluss ist dem betroffenen Vorstandsmitglied schriftlich mitzuteilen. Gegen den 
Ausschluss ist innerhalb eines Monats nach Eingang der schriftlichen Mitteilung das Rechtsmittel der Beru-
fung zulässig. Über die Berufung entscheidet der nächstfolgende Verbandstag, der spätestens sechs Mo-
nate nach Eingang der Berufung einzuberufen ist, endgültig. 

(7) Scheidet der Präsident oder der Vizepräsident vor Ablauf der Funktionsperiode aus, so erfolgt eine Ergän-
zungswahl beim nächsten Verbandstag. Scheidet ein anderes Mitglied des Bundesvorstandes vor Ablauf 
der Funktionsperiode aus, so wird das freigewordene Amt durch Kooptierung durch den Präsidenten nach-
besetzt.  

(8) Der Bundesvorstand bleibt über das Ende der Funktionsperiode bis zum Beginn der Neuwahl im Amt. 
(9) Der Bundesvorstand hält seine Sitzungen nach Bedarf ab, mindestens jedoch dreimal jährlich. Die Einberu-

fung erfolgt durch den Schriftführer. Sie muss erfolgen, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder des 
Bundesvorstandes es schriftlich fordert. 

(10) Die Sitzungen des Bundesvorstandes sind nicht öffentlich. 
(11) Soweit in der Geschäftsordnung nicht Abweichendes geregelt ist, können Beschlüsse nur in ordnungsgemäß 

einberufenen Sitzungen gefasst werden. Der Bundesvorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die 
Hälfte seiner stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. 

(12) Der Bundesvorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. 
(13) Die Beschlüsse des Bundesvorstandes sind für alle Mitglieder des ÖMGV sowie für alle Verbandsorgane und 

Einrichtungen des Verbandes verbindlich. 
(14) Über jede Sitzung des Bundesvorstandes ist durch den Schriftführer ein Ergebnisprotokoll zu fertigen, das 

innerhalb von vier Wochen allen Mitgliedern des Bundesvorstandes zur Kenntnis zu geben ist. 
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(15) Der Bundesvorstand hat Beschlüsse der nachgeordneten Verbandsorgane aufzuheben, wenn diese mit der 
Satzung oder den Verbandsbestimmungen im Widerspruch stehen, oder dem ÖMGV Nachteile hieraus er-
wachsen können. Ob ein Widerspruch oder Nachteil vorliegend ist, entscheidet der Bundesvorstand durch 
Beschluss mit einfacher Mehrheit. Gegen die Aufhebungsentscheidung des Bundesvorstandes kann das je-
weilige Verbandsorgan Beschwerde beim Rechtsausschuss erheben. Dieser entscheidet über die Be-
schwerde endgültig. 

(16) Die Mitglieder des Bundesvorstandes können für ihre Tätigkeit eine pauschale Aufwandsentschädigung im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen erhalten. Die Höhe der Aufwandsentschädigungen wird durch den 
Verbandstag mit der jährlichen Verabschiedung des Budgets festgelegt. 

(17) Die Vertretung des ÖMGV nach außen obliegt in allen grundsätzlichen Angelegenheiten dem Präsidenten 
oder dem Vizepräsidenten, in fachlichen Angelegenheiten dem nach der Geschäftsordnung fachlich zustän-
digen Mitglied des Bundesvorstandes. Verträge und andere schriftliche Vereinbarungen sind durch den Prä-
sidenten oder Vizepräsidenten zusammen mit einem anderen – fachlich zuständigen – Mitglied des Bun-
desvorstandes zu unterzeichnen. Soweit aus derartigen Vereinbarungen dem ÖMGV finanzielle Verpflich-
tungen entstehen, sind sie vom Präsidenten oder Vizepräsidenten zusammen mit dem Finanzreferenten zu 
unterzeichnen.  

(18) In besonders dringenden Fällen, d.h. wenn ein Vorstandsbeschluss nicht innerhalb von 48 Stunden herbei-
geführt werden kann, kann der Präsident oder der Vizepräsident einzelfallabhängige Entscheidungen tref-
fen, wenn dem ÖMGV aus einer zeitlichen Verzögerung Nachteile erwachsen können. Diese sind jedoch nur 
nach vorheriger Zustimmung (oder Mitunterzeichnung) des fachlich zuständigen Mitgliedes des Bundesvor-
standes bzw. in allen Finanzangelegenheiten des Finanzreferenten zulässig. Über diese Entscheidung ist in 
der nächsten Sitzung des Bundesvorstandes zu berichten und eine nachträgliche Beschlussfassung einzu-
holen. 

 
§ 13 MITARBEITER DES VERBANDES 
(1) Der Bundesvorstand ist berechtigt, Mitarbeiter des Verbandes zur Unterstützung der Arbeit des Bundes-

vorstandes oder zur Übernahme konkreter Aufgaben innerhalb des ÖMGV zu berufen oder anzustellen. 
(2) Mitarbeiter des Verbandes können insbesondere sein: 

1. Geschäftsführer 
2. Generalsekretär 
3. Finanzmanager 
4. Sekretär der Geschäftsstelle 
5. Bundestrainer A-Kader 
6. Bundestrainer B-Kader 
7. Bundestrainer Jugend-Kader 

(3) Die Aufgabenbeschreibungen für die Mitarbeiter des Verbandes sind in die Geschäftsordnung des Bundes-
vorstandes aufzunehmen. 

(4) Die Entlohnung erfolgt auf Grundlage eines Arbeitsvertrages, der von dem betreffenden Mitarbeiter und 
dem ÖMGV entsprechend der in § 12 Absatz 17 festgelegten Zeichnungsberechtigung unterzeichnet wird. 
Zur Ausarbeitung des Arbeitsvertrages kann sich der Bundesvorstand externe Unterstützung, z.B. durch ei-
nen Wirtschaftstreuhänder, einholen. Die hierfür zu verwendenden Mittel des Verbandes, die sich nur aus 
beantragten und genehmigten Fördermitteln der Bundessport GmbH zusammensetzen dürfen, sind in die 
jährliche Budgetplanung aufzunehmen.  

(5) Sofern für die Entlohnung der Mitarbeiter Eigenmittel des Verbandes aufgewendet werden sollen, ist hier-
für ein Beschluss des Verbandstages erforderlich. 

 
§ 14 INTERESSENKONFLIKTE 
(1) Personen, bei denen ein ständiger ernsthafter Interessenkonflikt besteht, können nicht Mitglied des Bun-

desvorstandes sein, oder als Mitarbeiter des Verbandes berufen werden. Über das Vorliegen eines ständi-
gen ernsthaften Interessenskonfliktes entscheidet der Bundesvorstand mit einfacher Mehrheit unter Aus-
schluss des betroffenen Mitglieds. 

(2) Ein ernsthafter Interessenkonflikt liegt vor, wenn Personen private ökonomische oder persönliche Interes-
sen haben oder zu haben scheinen, die eine unabhängige, integre und sachgerechte Erfüllung ihrer Pflich-
ten als Mitglied des Bundesvorstandes oder als Mitarbeiter des Verbandes beeinträchtigen können. Private 
oder persönliche Interessen umfassen jede personenbezogene Vorteilserlangung für die eigene Person 
oder Dritte. Interessenkonflikte können sich z.B. ergeben durch 
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1. persönliche Verbindung zu einem Sponsor, 
2. persönliche Verbindung zu Medien, 
3. persönliche Verbindung zu einem Geschäftspartner des ÖMGV, 
4. Verwandtschaftsverhältnis zu einem Kader-Athleten, 
5. Tätigkeiten in einer konkurrierenden Organisation, 
6. Tätigkeiten in Funktionen, die dem Ansehen des ÖMGV entgegenwirken können, 
7. persönliche Verbindung zu oder Empfehlung von Unternehmen, die in Konkurrenz zu Geschäftspart-

nern des ÖMGV (Sponsoren, Ausrüster usw.) stehen. 
(3) Besteht nur in seltenen Einzelfällen ein Interessenkonflikt, so ist dies zu dokumentieren. Hierzu führt der 

ÖMGV ein internes Interessenregister, in welches nur der Bundesvorstand und die Mitglieder des Kontroll-
ausschusses Einsicht haben. In diesem legen die Mitglieder des Bundesvorstandes und die Mitarbeiter des 
Verbandes alle ideellen und materiellen Interessen, die aufgrund ihrer jeweiligen Aufgabe im ÖMGV zu 
einem Interessenkonflikt führen oder als solche wahrgenommen werden können, offen. 

(4) Im Übrigen gelten zur Vermeidung von Interessenkonflikten folgende Regeln: 
1. Private Interessen ideeller oder materieller Art und die Interessen des ÖMGV sind strikt zu trennen. 

Schon der bloße Anschein, dass Entscheidungen für den ÖMGV nicht frei von persönlichen Interessen 
getroffen werden, sollte tunlichst vermieden werden. 

2. Wenn bei einer konkreten Aufgabe oder Entscheidung persönliche Interessen berührt werden können, 
ist dies offenzulegen und durch den Bundesvorstand zu klären, ob eine Teilnahme an der Beratung und 
Entscheidung möglich ist, oder die Aufgabe einer anderen Person übertragen wird. Dieser Vorgang ist 
im jeweiligen Sitzungsprotokoll zu dokumentieren. 

3. Die Mitglieder des Bundesvorstandes unterlassen alle Maßnahmen, insbesondere private Geschäfte, 
die den Interessen des ÖMGV entgegenstehen, oder Entscheidungen bzw. die Tätigkeit für den ÖMGV 
beeinflussen oder entgegenwirken können. 

4. Rechtsgeschäfte zwischen Mitgliedern des Bundesvorstandes (und deren Familienmitgliedern) und 
dem ÖMGV müssen vom Bundesvorstand mit einer Mehrheit von 2/3 der anwesenden Mitglieder ge-
nehmigt und protokolliert werden. 

 
§ 15 TECHNISCHE KOMMISSION 
(1) Die Technische Kommission setzt sich zusammen aus 

1. dem Sportdirektor als Vorsitzenden 
2. dem Referenten für Jugend und Breitensport 
3. dem Referenten für Lizenzwesen 
4. dem IT-Beauftragten 
5. dem Bundestrainer A-Kader 
6. dem Bundestrainer B-Kader 
7. dem Bundestrainer Jugend-Kader 
8. dem Athletensprecher 
9. der Athletensprecherin 
10. je einem Vertreter der Landesverbände (in der Regel Landessportreferent bzw. Landessportwart). 
Im Fall von Doppelfunktionen steht dem betreffenden Mitglied nur eine Stimme zu. Die Landesverbände 
benennen ihren stimmberechtigten Vertreter vor jeder Sitzung. 

(2) Der Referent für Lizenzwesen und der IT-Beauftragte werden durch den ordentlichen Verbandstag gewählt. 
(3) Der Athletensprecher und die Athletensprecherin werden von den Angehörigen der A-, B- und Jugend-Ka-

der alle zwei Jahre gewählt. Die Wahl kann schriftlich oder in einem Online-Verfahren erfolgen und wird 
vom Sportdirektor organisiert und beaufsichtigt. 

(4) Jedes Mitglied gemäß Absatz 1 Nummern 1 bis 9 hat eine persönliche Stimme, die nicht übertragen werden 
kann. Jeder Landesverband hat zwei Stimmen, wobei beide Stimmen durch einen anwesenden Vertreter 
wahrgenommen werden. Eine Stimmenübertragung auf einen anderen Landesverband ist nicht zulässig. 

(5) Der Technischen Kommission obliegen insbesondere folgende Aufgaben: 
a) Beschlussfassung und Änderung des ÖMGV-Regelwerkes, soweit hiermit sportliche Fragen geregelt 

werden (z.B. Durchführungsbestimmungen für Wettbewerbe oder die ÖMGV-Rangliste usw.) und die 
Zuständigkeit im ÖMGV-Regelwerk nicht explizit einem anderen Gremium zugewiesen ist. Ausgenom-
men hiervon sind die ÖMGV-Sportordnung sowie Anträge an die WMF auf Änderung der internationa-
len Spielregeln nebst deren Anhängen; hierfür ist der Verbandstag des ÖMGV das beschlussfassende 
Gremium. 
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b) Erstellung von Richtlinien und Durchführungsbestimmungen zu Fragen der Aus- und Fortbildung von 
Lizenzträgern. 

c) Erstellung und Änderung des ÖMGV-Rahmenterminplans. 
d) Vergabe von Meisterschaften und anderen Turnierveranstaltungen des ÖMGV. 
e) Klärung grundsätzlicher Fragen des Spielbetriebs. 

(6) Die Technische Kommission tagt mindestens einmal im Jahr vor dem Verbandstag des ÖMGV. Der zeitliche 
Abstand ist so zu wählen, dass etwaige Anträge an den Verbandstag fristgemäß eingebracht werden kön-
nen. Darüber hinaus können nach Bedarf zusätzliche Sitzungen einberufen werden. Alle Sitzungen können 
auch als Online-Videokonferenzen abgehalten werden. 

(7) Die Sitzungen der Technischen Kommission werden vom Vorsitzenden spätestens 4 Wochen vor dem Sit-
zungstermin schriftlich unter Bekanntgabe von Ort und Zeit der Sitzung, sowie der vorläufigen Tagesord-
nung einberufen. Die schriftliche Einladung kann auch in elektronischer Form, insbesondere per E-Mail, 
erfolgen. 

(8) Anträge an die Technische Kommission müssen spätestens 2 Wochen vor dem Sitzungstermin schriftlich an 
die ÖMGV-Geschäftsstelle und den Vorsitzenden der Technischen Kommission gesendet werden. Dies kann 
auch in elektronischer Form, insbesondere per E-Mail, erfolgen. Antragsberechtigt sind die Mitglieder der 
Technischen Kommission, der ÖMGV-Vorstand, sowie die Landesverbände im ÖMGV. Nicht fristgemäß ein-
gegangene Anträge können als Dringlichkeitsanträge behandelt werden, wenn die Dringlichkeit mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden Stimmen festgestellt wird.  

(9) Jede ordnungsgemäß einberufene Sitzung der Technischen Kommission ist ohne Rücksicht auf die Anzahl 
der anwesenden Mitglieder beschlussfähig. 

 
§ 16 RECHTSAUSSCHUSS 
(1) Der Rechtsausschuss besteht aus einem Vorsitzenden, einem stellvertretenden Vorsitzenden, sowie bis zu 

zwei Besitzern, die vom ordentlichen Verbandstag gewählt werden. Der Vorsitzende muss, sein Stellvertre-
ter soll ein abgeschlossenes Studium der Rechtswissenschaften vorweisen.  

(2) Der Rechtsausschuss entscheidet in allen Satzungs-, Rechts- und Strafangelegenheiten des ÖMGV, insbe-
sondere bei Streitigkeiten aus dem Verbandsverhältnis. Die Entscheidungen des Rechtsausschusses im Rah-
men seiner Zuständigkeit sind endgültig und für alle Verbandsorgane verbindlich, sofern nicht eine abwei-
chende Regelung in der Rechtsordnung des ÖMGV vorgesehen ist.  

(3) Der Rechtsausschuss kann darüber hinaus vom Verbandstag, vom Bundesvorstand, sowie von der Techni-
schen Kommission in allen Rechtsfragen als beratende Instanz einbezogen werden. Die Beratung erfolgt 
schriftlich und ist nicht bindend, sofern nichts anderes bestimmt wurde. 

(4) Die Mitglieder des Rechtsausschusses üben ihr Amt unabhängig und weisungsungebunden aus. Sie sind in 
ihren Entscheidungen lediglich an die anzuwendenden Normen gebunden. Die Mitglieder des Rechtsaus-
schusses dürfen nicht gleichzeitig Mitglied des Bundesvorstandes, des Kontrollausschusses, oder eines 
Rechtsausschusses eines Landesverbandes sein. Sie dürfen ihre Tätigkeit im Rechtsausschuss nicht in Ver-
fahren ausüben, in denen sie selbst Verfahrensbeteiligter sind, oder an deren Ausgangssachverhalt sie als 
Mitglied eines Verfahrensbeteiligten mitgewirkt haben.  

(5) Einzelheiten der Tätigkeit des Rechtsausschusses sowie Verfahrensvorschriften regelt die Rechtsordnung 
des ÖMGV, die vom Verbandstag beschlossen wird. 

 
§ 17 EHRENRAT 
(1) Dem Ehrenrat gehören die Ehrenpräsidenten und Ehrenmitglieder des ÖMGV als ständige Mitglieder an. 

Darüber hinaus kann der Bundesvorstand bis zu zwei weitere Mitglieder, die nicht dem Bundesvorstand 
angehören müssen, für die Dauer seiner eigenen Funktionsperiode in den Ehrenrat berufen.  

(2) Den Vorsitz des Ehrenrates führt aus Koordinationsgründen der Präsident des ÖMGV. 
(3) Dem Ehrenrat obliegen Aufgaben beratender, fördernder, unterstützender und repräsentativer Art. Er wird 

auf Initiative oder Beschluss des Bundesvorstandes oder des Verbandstages tätig. 
(4) Dem Ehrenrat steht kein Beschlussrecht zu. Er ist jedoch berechtigt, in allen ihm zugewiesenen Angelegen-

heiten Vorschläge zu unterbreiten. 
 
§ 18 KONTROLLAUSSCHUSS 
(1) Der Kontrollausschuss besteht aus zwei bis vier Personen, die auf Vorschlag der Landesverbände vom or-

dentlichen Verbandstag gewählt werden. Die Mitglieder des Kontrollausschusses sollen stets unterschied-
lichen Landesverbänden angehören. Eine Wiederwahl ist zulässig. 
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(2) Der Kontrollausschuss vereinigt die Funktionen der Rechnungsprüfer und des Aufsichtsorgans im Sinne des 
Vereinsgesetzes 2002. 

(3) Aufgabe des Kontrollausschusses ist die Überwachung aller Organe des ÖMGV im gesamten Tätigkeitsbe-
reich. Insbesondere ist es Aufgabe des Kontrollausschusses, den Jahresabschluss des ÖMGV, insbesondere 
im Hinblick auf die zweckmäßige Verwendung der Eigenmittel, sowie die ordnungsgemäße Buchhaltung zu 
überprüfen. 

(4) Der Kontrollausschuss berichtet dem Verbandstag über die von ihm getroffenen Feststellungen und stellt 
ggf. den Antrag auf Entlastung des Bundesvorstandes. 

(5) Die Mitglieder des Kontrollausschusses sind berechtigt, an allen Sitzungen der Verbandsorgane beratend 
teilzunehmen. 

(6) Der Kontrollausschuss ist berechtigt, die Einberufung eines außerordentlichen Verbandstages beim Bun-
desvorstand zu beantragen. 

 
§ 19 AUTHENTISCHE AUSLEGUNG DER SATZUNGEN UND BESTIMMUNGEN 
(1) Die authentische Auslegung der Satzungen und Bestimmungen ist ausschließlich Sache des Bundesvorstan-

des. Bei strittigen Auslegungsfragen kann der Bundesvorstand den Rechtsausschuss konsultieren. 
(2) Authentische Interpretationen von Regelwerksbestimmungen sind den Mitgliedern des ÖMGV, den Mit-

gliedern des Kontrollausschusses, sowie den Mitgliedern des Rechtsausschusses in geeigneter Weise be-
kannt zu machen. 

 
§ 20 AUFLÖSUNG DES ÖMGV 
(1) Die freiwillige Auflösung des ÖMGV kann von einem zu diesem Zweck einberufenen Verbandstag mit einer 

Mehrheit von 3/4 der anwesenden Stimmberechtigten beschlossen werden. 
(2) Das Vermögen des ÖMGV fließt bei dessen Auflösung der Sport Austria zu, die es einem gemeinnützigen 

sportlichen Zweck zuzuführen hat. 


